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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
bei Ihnen steht der Urlaub kurz bevor? Dann hätte ich einen Lesetipp für Strand oder Berghütte, den Entwurf zum 
„2. Betriebsrentenstärkungsgesetz“. Wir alle haben lange auf ihn gewartet und nun können wir ihn in den kom-
menden Wochen kommentieren. Nach Überarbeitung soll er dann im August ins Kabinett, Anfang kommenden 
Jahres durch den Bundestag und dann noch durch den Bundesrat.  
 
In den vergangenen drei Monaten, die seit dem letzten Update verstrichen sind, hat sich zudem wieder eine 
Menge getan im bAV-Bereich. Die wichtigsten Entwicklungen haben wir hier zusammengefasst. Viele Themen be-
schäftigen uns schon seit Jahren, andere sind neu. Hoffentlich kommen Sie auch diesmal zu dem Ergebnis, dass 
sich die Lektüre dieses Newsletters gelohnt hat. Wenn dem so ist, dürfen Sie ihn gerne Ihren Kolleginnen und 
Kollegen weiterempfehlen. 
 
Das Team der aba-Geschäftsstelle wünscht Ihnen und Ihrer Familie eine schöne Sommerzeit. Auch wenn es in 
diesem Jahr wieder keine echte Sommerpause in Berlin, Brüssel und Frankfurt geben dürfte, nehmen Sie sich Zeit 
für einen erholsamen Urlaub, denn ich kann Sie beruhigen: Auch nach dem Urlaub werden all die Themen, die wir 
in diesem Update behandeln, noch auf dem Tisch liegen, leider. 
 
Ihr Klaus Stiefermann 
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POLITIK 

Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz auf dem Weg 

Am 27. Juni 2024 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) den Referentenentwurf des 2. Be-
triebsrentenstärkungsgesetzes veröffentlicht. Eine Vielzahl von Verbänden wurden dazu eingeladen, bis zum 25. 
Juli 2024 Stellungnahmen abzugeben. Auch die aba wird über die Sommerpause, die mal wieder keine sein wird, 
den Entwurf genau durchleuchten und Stellung nehmen.  
 
Der Entwurf enthält, wie erwartet, kaum wirkliche Überraschungen. Noch nicht auf aba-Tagungen und in Veröf-
fentlichungen angesprochen, da erst in den letzten zwei Wochen in den Entwurf aufgenommen, ist der neue § 3 
Absatz 7 der Anlageverordnung.  Er führt eine Quote für Anlagen zur Finanzierung von Infrastrukturprojekten ein 
und trägt somit einer Anregung von aba, ABV und AKA Rechnung. 
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 Eine ganze Reihe von Änderungen betreffen das Sozialpartnermodell (SPM). Zum einen geht es darum, den 
Zugang Dritter zu solchen Modellen zu erleichtern. Der sehr weitgehenden Idee, vom grundsätzlichen Tarif-
vorbehalt abzuweichen, ist man nicht gefolgt. Wie schon bei vielen Gelegenheiten von BMAS-Vertretern vor-
getragen, will man vor allem die Möglichkeit schaffen, dass Arbeitnehmer, die potentielle Mitglieder einer an 
einem SPM beteiligten Gewerkschaft sind, sich diesem SPM anschließen können, sofern sich das SPM für „An-
dockungen“ öffnet. Neben weiteren Regelungen zu Zugangserleichterungen bei SPM will man regeln, dass 
eine mangelhafte Beteilung im Rahmen eines SPM nicht zur Unwirksamkeit der Beitragszusage führt. 

 Eine Fülle von Änderungen im BetrAVG betreffen die Anhebung von Abfindungsgrenzen (§ 3 und § 22 Abs. 4 
BetrAVG), Änderungen bei der vorzeitigen Altersleistung (§ 6 BetrAVG), Änderungen, die die Arbeit des PSVaG 
betreffen (§ 9 bis 11 BetrAVG) und Änderungen, die Optionssysteme auch jenseits von tarifvertraglicher Basis 
zulassen (§ 20 BetrAVG, Voraussetzung: AG leistet mind. 20 % des umgewandelten Entgelts als AG-Zuschuss). 

 Erfreulich ist, dass man der Empfehlung der aba gefolgt ist und im § 100 EStG die Einkommensgrenze anhebt 
und dynamisiert. Leider ist man unserer Empfehlung, auch die Förderquote anzuheben, was einen starken 
Anreiz für den Arbeitgeber bedeutet hätte, nicht gefolgt. Aber die Haushaltslage lässt wohl insoweit nur Steu-
ermindereinnahmen i.H.v. 150 Mio. Euro pro Jahr zu. 

 Viele Änderungen gibt es im VAG, in der Anlageverordnung (AnlVO), in der Pensionsfonds-AufsichtsVO, dem 
VVG und im Einführungsgesetz zum VVG. Viele der Änderungen gehen auf Anregungen der aba zurück. Sie 
sollen die Anlagevorschriften erweitern und die Bedeckungsvorschriften flexibilisieren. Auch hier hat die aba 
im Vorfeld umfangreichen Input geliefert und Gespräche mit BMF und BaFin geführt.  

 
Nach dem „Fahrplan“ der Bundesregierung soll ein unter Berücksichtigung der Stellungnahmen überarbeiteter 
Entwurf schon im August ins Kabinett. Anfang kommenden Jahres könnte das 2. Betriebsrentenstärkungsgesetz 
dann vom Bundestag verabschiedet werden. Das Gesetz ist zustimmungspflichtig, so dass auch der Bundesrat be-
teiligt werden muss. 

// St 
 

RECHT 

Nachweisgesetz: Bundeskabinett beschließt Formulierungshilfe für einen Änderungsantrag 
für das BEG IV 

In der Ausgabe bAV-Update 01|2024 hatten wir von dem auch an die aba verschickten Verbändeschreiben von 
Bundesjustizminister Marco Buschmann vom 21. März 2024 berichtet, in dem bekannt gegeben wurde, dass der 
Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in Textform im Sinne des § 126b BGB zugelassen wird, „sofern 
das Dokument für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zugänglich ist, gespeichert und ausgedruckt werden 
kann und der Arbeitgeber einen Übermittlungs- oder Empfangsnachweis erhält“. Dadurch werde, so das Schreiben 
von Bundesjustizminister Buschmann, „klargestellt, dass durch die Übermittlung des Nachweises in Textform den 
Anforderungen des Nachweisgesetzes vollumfänglich Genüge getan wird.“ 

Am 19. Juni 2024 wurde nun die von dem Bundesminister der Justiz Dr. Marco Buschmann vorgelegte Formulie-
rungshilfe zur Ergänzung des Regierungsentwurfs für das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz vom Bundeskabinett 
beschlossen. In der dazu ergangenen Pressemitteilung wird ausgeführt:  

„Änderungen im arbeitsrechtlichen Nachweisgesetz und in Bezug auf Befristungen der Regelaltersgrenze: Künftig 
sollen Arbeitgeber auch in Textform, also per E-Mail, über die wesentlichen Bedingungen ihrer Arbeitsverträge in-
formieren sowie Altersgrenzenvereinbarungen treffen können. Nur wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ausdrücklich einen schriftlichen Nachweis ihrer Arbeitsbedingungen verlangen, müssen Arbeitgeber die Informati-
onen auf Papier übersenden. Diese Änderung erlaubt es Unternehmen, Abläufe in ihren Personalverwaltungen zu 
digitalisieren. Nur in Wirtschaftsbereichen, die besonders von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung bedroht 
sind, bleibt es beim verpflichtenden Nachweis in Papierform.“ 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/0619_BEG_IV_FormH.html
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Die Formulierungshilfe für den Bundestag finden Sie hier. Eine Darstellung des Gesetzgebungsverfahrens ist hier 
einsehbar. Der Formulierungshilfe enthält mehrere Änderungen.  

Der neue § 2 ist nun folgendermaßen formuliert (auszugsweise): 

„§ 2 Nachweispflicht 

(1) 1Der Arbeitgeber hat die wesentlichen Vertragsbedingungen des Arbeitsverhältnisses innerhalb der Fristen des 
Satzes 9 schriftlich niederzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen. 2Die 
Niederschrift nach Satz 1 kann in Textform (§ 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs) abgefasst und elektronisch 
übermittelt werden, sofern das Dokument für den Arbeitnehmer zugänglich ist, gespeichert und ausgedruckt 
werden kann und der Arbeitgeber den Arbeitnehmer mit der Übermittlung auffordert, einen Empfangsnachweis 
zu erteilen. 3Im Fall des Satzes 2 hat der Arbeitgeber auf Verlangen des Arbeitnehmers die Niederschrift unter 
Hinweis auf den Geltungsbeginn der wesentlichen Vertragsbedingungen unverzüglich in der Form der Sätze 1 
und 8 zu erteilen. 4Satz 3 gilt entsprechend, wenn die wesentlichen Vertragsbedingungen nicht nachgewiesen 
wurden. 5Die Verjährung des Anspruchs nach den Sätzen 3 und 4 beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem das 
Arbeitsverhältnis endet. 6Die Sätze 2 bis 5 finden keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die in einem Wirtschafts-
bereich oder Wirtschaftszweig nach § 2a Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes tätig sind. 7In die 
Niederschrift sind mindestens aufzunehmen: 

1. …“ 

… „(5) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehändigt worden ist, entfällt die Verpflichtung 
nach den Absätzen 1, 2 und 3, soweit der Vertrag die in den Absätzen 1 bis 4 geforderten Angaben enthält. 

Ist dem Arbeitnehmer ein Arbeitsvertrag in Textform nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 2 übermittelt worden, 
entfällt die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 und den Absätzen 2 und 3, soweit der Vertrag die in den 
Absätzen 1 bis 4 geforderten Angaben enthält; unberührt bleibt der Anspruch nach Absatz 1 Satz 3, auch in 
Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Satz 2 Nummer 2. Satz 2 gilt nicht in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 6.“ 

Eine weitere Änderung bei in der Pressemitteilung angesprochenen „Altersgrenzenvereinbarungen“ betrifft die 
arbeitsrechtliche Regelung in § 41 SGB VI (Altersrente und Kündigungsschutz). Diese soll um einen neuen Absatz 2 
ergänzt werden: „(2) Eine Vereinbarung, die die Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit dem Erreichen der Re-
gelaltersgrenze vorsieht, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Textform. § 14 Absatz 4 des Teilzeit- und Befristungs-
gesetzes gilt nicht.“ 

// MK 

 

STEUER 

Jahressteuergesetz 2024: Immobilienbewertung bei Unterstützungskassen –  
Übergangsregelung in § 52 Abs. 7 EStG zur Änderung von § 4d EStG 

Bei einer Neuregelung der Immobilienbewertung bei Unterstützungskassen durch das Jahressteuergesetz 2024 
wurde im Regierungsentwurf ein Punkt berücksichtigt, den zuvor die aba in ihrer Stellungnahme zum Referenten-
entwurf mit ihrem Vorschlag für eine Übergangsregelung adressiert hat. 
 
In Artikel 1 Nr. 1 des Referentenentwurfs zum Jahressteuergesetz 2024 wird durch die Änderung des § 4d Abs. 1 
Nr. 1 S. 3 EStG für die Immobilienbewertung innerhalb des Vermögens von Unterstützungskasse von 200 % der 
Einheitswerte auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten übergegangen. 
  

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/FormH/FH_BEG_IV_Aend.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_BEG_IV.html?nn=110490
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_BEG_IV.html?nn=110490
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In Artikel 1 Nr. 4 des Referentenentwurfs zum Jahressteuergesetz 2024 wird durch die Fassung des § 52 Abs. 7 
EStG-E zwischen Alt- und Neufällen unterschieden. Für Altfälle bleibt es bei 200 % des Einheitswertes, die Werte 
werden festgeschrieben. Für Neufälle sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten maßgeblich. Dies scheint so-
weit für eindeutig abgrenzbare Fälle eingängig und handhabbar zu sein. 
 
Abgrenzungsprobleme gibt es, wenn vor 2024 bebaute oder unbebaute Grundstücke angeschafft oder Baumaß-
nahmen erfolgten und Baumaßnahmen nach dem 31. Dezember 2023 zu einem Neubau führen. Um diese Fälle 
abzugrenzen, wurde im Referentenentwurf § 52 Abs. 7 S. 3 EStG-E eingefügt: „Abweichend von Satz 2 ist auch bei 
vor dem 1. Januar 2024 vorhandenem Grundbesitz § 4d Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 3 in der Fassung des Artikels 
1 des Gesetzes vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] anzuwenden, wenn Baumaßnahmen zu einem nach dem 31. Dezember 2023 fertiggestellten Neu-
bau führen.“ 
 
Eindeutig ist das, wenn man ein unbebautes Grundstück vor 2024 kauft und es ab 2024 bebaut. Die aba hat in ihrer 
Stellungnahme problematisiert, dass das in anderen Fällen aber kompliziert werden könnte. Die Umstellung der 
Immobilienbewertung bei Unterstützungskassen in Satz 3 der Übergangsregelung in § 52 Abs. 7 EStG-E würde bei 
größeren Umbauten an alten bebauten Grundstücken, die zu einem Neubau führen, nicht eine mögliche Unkennt-
nis oder Trennbarkeit alter Anschaffungskosten berücksichtigen. Die neue Bewertung weg von Einheitswerten hin 
zu Herstellungskosten auch bei alten Herstellungskosten, die bisher mit dem Einheitswert veranschlagt wurden, 
würde einen Bewertungssprung entstehen lassen, der nicht mit den Kosten korrespondiert. Dies könnte entspre-
chende Baumaßnahmen verhindern. Daher hat die aba in ihrer Stellungnahme zum Referentenentwurf empfohlen, 
in der Übergangsregel den bisherigen Wert (also der Einheitswert zum 31. Dezember 2023) zuzüglich der neuen 
Herstellungskosten anzusetzen. 
 
Im Regierungsentwurf des Jahressteuergesetzes wurde der Satz 3 mit der Übergangsregelung dann vom Bundes-
finanzministerium angepasst: „Führen in den Fällen des Satzes 2 Baumaßnahmen nach dem 31. Dezember 2023 zu 
Herstellungskosten, sind neben dem Wert nach Satz 2 auch diese Herstellungskosten anzusetzen.“ Diese Neufor-
mulierung behebt das von uns geschilderte Problem und entspricht dem Vorschlag der aba. 

// MK 
 

Leistungshöchstgrenzen nach den §§ 2, 3 KStDV bei Unterstützungskassen 

Die aba hatte bereits im Rahmen des Fachdialogs „Stärkung der Betriebsrente“ darauf hingewiesen, dass die Leis-
tungshöchstgrenzen bei den Unterstützungskassen seit über 30 Jahren nicht mehr angepasst wurden. Wir haben 
diesbezüglich am 13. Mai 2024 eine ausführliche Stellungnahme abgegeben. Der Fachausschuss Steuerrecht der 
aba beabsichtigt dieses Thema auch bei einem avisierten Präsenzbesuch im Bundesfinanzministerium anzuspre-
chen. 
 
Unterstützungskassen sind unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG und der §§ 1 bis 3 KStDV von der 
Körperschaftsteuer befreit. Erforderlich ist u. a., dass die Leistungen der Unterstützungskassen an deren Leistungs-
empfänger die Grenzwerte gem. § 2, § 3 Nr. 3 KStDV nicht überschreiten. 
 
Die letzte Anpassung der Höchstgrenzen fand mit Wirkung zum 13. Juni 1993 statt, also vor nunmehr über 30 
Jahren. Der Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) ist im Zeitraum von Juni 1993 (letztmalige Anpassung der 
Höchstgrenzen) bis zum Februar 2024 um insgesamt 73,68%, die Durchschnittsentgelte der gesetzlichen Renten-
versicherung im gleichen Zeitraum um 88,04%. Nicht nur die Dotierung der Zusagen in einem angemessenen Ver-
hältnis zu den gestiegenen Gehältern machen Schwierigkeiten, auch führt die verpflichtende Anpassung von lau-
fenden Renten auf der Ebene der Unterstützungskassen zu steuerlich erzwungenen Leistungskürzungen, die in der 
Durchgriffshaftung durch direkte Leistungen der Trägerunternehmen aufgefangen werden müssen. 
 
Die aba empfiehlt daher eine entsprechende Anhebung der Höchstbeträge sowie eine dynamische Koppelung z.B. 
an die Beitragsbemessungsgrenze West oder die Bezugsgröße nach § 18 SGB IV. 
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Abbildung 1 

// MK 
 

Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz: Fortschritte auf dem Weg zum automatisierten 
Anfrageverfahren über die Kinderzahl  
 

Bei Inkrafttreten des Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetzes (PUEG) am 1. Juli 2023 wurde in § 55 Abs. 3c 
SGB XI die Entwicklung eines automatisierten Nachweisverfahrens zum Nachweis der im Beitragsrecht der gesetz-
lichen Pflegeversicherung berücksichtigungsfähigen Kinder bis zum 31. März 2025 angekündigt. Die Entwicklung 
dieses Verfahrens schreitet mittlerweile voran. 
 

Hintergrund: Das neue, seit 1. Juli 2024 geltende Beitragsrecht sieht einen kinderzahlbezogenen Beitragsrabatt ab 
dem zweiten Kind in Höhe von 0,25 Prozentpunkten bis zum fünften Kind vor. Im aktuell noch andauernden Über-
gangszeitraum können Zahlstellen der betrieblichen Altersversorgung im Sinne des § 202 SGB V zwischen verschie-
denen Handlungsoptionen wählen: Die Entwicklung des Verfahrens abwarten, volle Nachweise anhand anerkann-
ter Belege über die Kinderzahl verlangen oder ein vereinfachtes Nachweisverfahren durchführen, bei dem sie 
formlos mitgeteilten Angaben von Versicherten vertrauen dürfen (vgl. aba-Meldung vom 25. Juni 2023). 
 
Beteiligte an dem aktuell vorbereiteten Verfahren werden sein: 
 die beitragsabführenden Stellen (also auch die Zahlstellen der bAV);  
 die Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) bei der Deutschen Rentenversicherung Bund;  
 die Zentrale Stelle nach § 81 Einkommensteuergesetz (ZfA);  
 das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt).  
 

Die derzeitigen Planungen sehen ein obligatorisch durchzuführendes Anfrageverfahren vor. Dieses führt zu einer 
Antwort des BZSt in Form eines „Kinderzählers“. Zugleich begründet die Antwort ein „Abonnement“, durch das 
proaktive Änderungsmeldungen bei Erhöhung oder Verringerung der maßglichen Kinderzahl an beitragsabfüh-
rende Stellen ergehen. 
 

Eine für Zahlstellen wichtige Vorentscheidung betrifft die Frage, an wen die Anfrage zu richten ist. § 202a Abs. 1a 

SGB V, in Kraft getreten am 28. März 2024 im Rahmen des Wachstumschancengesetzes, nennt für Zahlstellen „die 

Zentrale Stelle nach § 81a SGB V“. Nach dem Willen der beteiligten Ministerien, Behörden und Sozialversiche-

rungsträger ist dies aber nicht so zu verstehen, dass die Anfrage direkt an die ZfA gerichtet werden kann. Die ZfA 

soll im Datenverkehr lediglich als vermittelnde Instanz zum BZSt fungieren. Für die Auslösung der Anfrage sollen 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_11/__55.html#:~:text=(3c)%20Um%20eine,des%20digitalen%20Verfahrens.
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_11/__55.html#:~:text=(3c)%20Um%20eine,des%20digitalen%20Verfahrens.
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2023-06-25-kinderzahlbezogene-beitraege-zur-gesetzlichen-pflegeversicherung-optionen-fuer-bav-traeger
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/108/VO.html
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Zahlstellen hingegen das sog. rvbea-Verfahren der DSRV nutzen. Dies gilt auch für Direktversicherungen, Pensi-

onsfonds und Pensionskassen, die als Teilnehmer am Rentenbezugsmitteilungsverfahren bereits über eine gute 

eingespielte Kommunikationsschnittstelle zur ZfA verfügen. 
 

Wichtige Klarstellungen in Bezug auf die künftigen Verfahrensabläufe sowie den Umgang mit der Verzinsungsre-
gelung in § 125 SGB IV, die ebenfalls mit dem Wachstumschancengesetz in Kraft gesetzt wurde, lieferte am 28. 
März 2024 der GKV-Spitzenverband Bund durch die Veröffentlichung von „Grundsätzlichen Hinweisen“ über die 
Ermittlung der Kinderzahl und den Nachweis der Elterneigenschaft.  
 

BZSt, Spitzenverband Bund der Pflegekassen und DRV Bund bereiten derzeit außerdem vor: 
 Gemeinsame Grundsätze sowie eine ausführliche Verfahrensbeschreibung 
 Vier Datensatzsatzbeschreibungen (Anmeldung oder Historienanfrage, Antwort und proaktive Meldung, Kün-

digung, Kündigungsmitteilung) 
 

Wichtige Klarstellungen sind in diesen Unterlagen zu erwarten für u.a. den Umgang mit Diskrepanzen zwischen 
den Angaben des BZSt über die Kinderzahl und den von Versicherten eventuell durch eigene Angaben nachgewie-
senen Kinderzahl. Diese Möglichkeit besteht wegen der vom Bundesverfassungsgericht zugrunde gelegten weiten 
Definition von „Kindern“, die auch u.U. steuerrechtlich zum Teil nicht erfasste Konstellationen wie Adoptionen, 
Stief- oder Pflegeelternschaften umfasst, die aber für die beitragsrechtliche Erfassung relevant sind. Grundsätzlich 
ist vorgesehen, dass beitragsabführende Stellen den über das BZSt erlangten Daten vertrauen dürfen, aber eigene 
Anstrengungen zur Aufklärung unternehmen müssen, sobald Indizien für eine abweichende tatsächliche Kinder-
zahl auftauchen. 
 

Über den aktuellen Entwicklungsstand informieren BZSt und ZfA auf jeweils eigenen (vorstehend verlinkten) the-
matischen Internetseiten. 

// AZ 
 

Quellensteuer-Richtlinienvorschlag der EU-Kommission: Einigung im Rat 

Am 14. Mai 2024 haben sich die EU-Mitgliedstaaten auf eine allgemeine Ausrichtung hinsichtlich des Kommissi-
onsvorschlags für eine Richtlinie des Rates über schnellere und sicherere Verfahren für die Entlastung von über-
schüssigen Quellensteuern (FASTER) geeinigt (siehe Pressemitteilung des Rates). Ziel der Initiative ist es, die Quel-
lensteuerverfahren der EU-Mitgliedstaaten für grenzüberschreitende Investoren, Finanzintermediäre und natio-
nale Steuerbehörden effizienter und sicherer zu gestalten.  
 
Verglichen mit dem ursprünglichen Kommissionsvorschlag weist die allgemeine Ausrichtung des Rates substanzi-
elle Änderungen auf (z. B. bezüglich der Definition von „Collective Investment Undertaking“ und einer Option für 
Mitgliedstaaten, Anträge auf Steuererleichterung für Dividendenzahlungen oberhalb von €100.000 von den in der 
Richtlinie vorgesehen Erleichterungsverfahren auszuschließen, welche allerdings nicht bei Einrichtungen der be-
trieblichen Altersversorgung und Organismen für gemeinsame Anlagen gilt). Dadurch muss das Europäische Par-
lament erneut zu diesem Dossier angehört werden – obgleich der Rat in diesem Gesetzgebungsverfahren nicht 
die Zustimmung des Parlaments benötigt. Nach der finalen Annahme haben die Mitgliedstaaten bis zum  
31. Dezember 2028 Zeit, die Richtlinie in nationales Recht umzusetzen. Anwendbar werden die nationalen Vor-
schriften ab dem 1. Januar 2030.  
 
Die aba hat das FASTER-Gesetzgebungsverfahren intensiv begleitet (siehe bAV-Updates 2/2023, 4/2023 und 
1/2024) und sich maßgeblich an der Erstellung der entsprechenden Stellungnahme von PensionsEurope beteiligt. 
Im Mai 2024 haben sich aba, AKA und ABV sich zudem mit einem gemeinsamen Brief ans Bundesfinanzministerium 
gewendet, in dem die Verbände darauf aufmerksam gemacht haben, dass das Hauptproblem von Altersversor-
gungseinrichtungen nicht die Erstattung bzw. Befreiung von überschüssig gezahlter Quellensteuer, sondern viel-
mehr die Infragestellung der Rechtmäßigkeit eines entsprechenden Anspruchs seitens der zuständigen Behörden 
ist. 

// XK, SD 

https://www.dsrv.info/de/Navigation/20_Unsere_Verfahren/01_Nationaler_Datenaustausch/03_Arbeitgeber/02_rvBEA/rvBEA_node.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__125.html
https://www.gkv-spitzenverband.de/media/dokumente/pflegeversicherung/grundprinzipien/2024-03-28_Endfassung_GH_Beitragssatzdifferenzierung_Pflege.pdf
https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/ELStAM/PUEG/pueg_node.html?lv2=90792#js-toc-entry1
https://www.zfa.deutsche-rentenversicherung-bund.de/de/Navigation/public/5_Datenaustausch_Pflegeversicherung/51_Allgemeines/51_nodes.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex%3A52023PC0324
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex%3A52023PC0324
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/05/14/taxation-council-agrees-on-new-rules-for-withholding-tax-procedures-faster/
https://www.aba-online.de/application/files/4116/8813/8014/20230630_bAV-Update_2_2023.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/5317/0558/5773/20231221_bAV-Update_4_2023.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/8717/1293/0247/20240328_bAV-Update_1_2024.pdf
https://pensionseurope.eu/pensionseurope-position-paper-on-the-ecs-proposal-for-a-withholding-tax-directive-2023/
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AUFSICHT 

BaFin-Studie: „Kosten im Griff“ 

Die BaFin hat am 22. April 2024 den Beitrag „BaFin-Studie: „Kosten im Griff“” veröffentlicht. Hintergrund war die 

am 7. Oktober 2021 von EIOPA veröffentlichte Stellungnahme (Opinion) über die aufsichtliche Berichterstattung 

von Kosten und Gebühren von EbAV und die von der BaFin durchgeführte Kosten-Bestandsaufnahme bei EbAV mit 

einer Bilanzsumme von mindestens 750 Mio. EUR. Die Empfehlungen finden sich auch im EIOPA-Ratschlag zur 

Überprüfung der EbAV-II-RL wieder, den sie Ende September 2023 an die EU-Kommission gegeben hatte. Die Ein-

führung eines dauerhaften EbAV-Kostenberichtswesen erfolgt in Deutschland vorerst nicht. 

// SD, XK 

BaFin-Umfrage zu Fachkräfte-Mangel  

Die BaFin hat den Fragebogen "Fachkräftemangel bei EbAV" am 30. April 2024 an alle unter ihrer Aufsicht stehen-

den Pensionskassen und Pensionsfonds geschickt. Die Altersversorgungseinrichtungen hatten bis zum 30. Juni 

2024 Zeit, den Fragebogen zu beantworten. Wir sind gespannt zu welchen Ergebnissen und Schlussfolgerungen 

diese BaFin-Umfrage führen wird. 

// SD 

Reine Beitragszusage – BaFin-Hinweise zu erwarten  

Die BaFin arbeitet derzeit an Hinweisen zu "DC Risk Assessment" an Unternehmen, die die RBZ anbieten. Hinter-

grund ist die EIOPA-Stellungnahme „Opinion on the supervision of long-term risk assessment by IORPs providing 

defined contribution schemes“ vom 7. Oktober 2021. Eine Veröffentlichung der Hinweise ist im dritten Quartal 

2024 zu erwarten. 

// SD 

BaFin-Merkblatt „Vermögensverzeichnis“  

Die BaFin führte bis zum 14. Mai 2024 eine öffentliche Konsultation zum „Merkblatt zur elektronischen Übermitt-

lung der im Vermögensverzeichnis vorgenommenen Eintragungen gemäß § 126 Absatz 2 VAG“ durch (Startseiten-

meldung s. hier und öffentliche Konsultation s. hier). Die aba sah keinen Änderungsbedarf. Eine Veröffentlichung 

wird für das dritte Quartal 2024 erwartet. Der Merkblattentwurf soll erstmalig auf die elektronische Übermittlung 

der Eintragungen in das Vermögensverzeichnis für das Geschäftsjahr 2024 angewandt werden, die im Jahr 2025 

erfolgt. 

// SD 

BaFin-Sonderabfrage (Gewerbe)immobilien 

Die BaFin führte bei Pensionskassen, die nicht zur Einreichung der Liste der Vermögenswerte (PF.06.02.24) zum 

31. Dezember 2023 im EIOPA-EbAV-Berichtswesen verpflichtet waren (einschließlich der vom EIOPA-EbAV-Be-

richtswesen befreiten Pensionskassen), bis 30. Mai 2024 eine Sonderabfrage zu Gewerbeimmobilien durch. Abge-

fragt wurden das aggregierte Gewerbeimmobilien-Exposure und Einzel-Exposures. Pensionskassen mit einer Bi-

lanzsumme größer 1 Mrd. € werden im Rahmen der Erhebung zum Kapitalanlageverhalten der Versicherer befragt. 

Wir sind gespannt auf die Ergebnisse der Auswertungen und Schlussfolgen der BaFin zu diesen Abfragen. 

// SD 

  

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2024/fa_bj_1704_EbAV_Kosten_im_Griff.html
https://www.eiopa.europa.eu/publications/opinion-supervisory-reporting-costs-and-charges-iorps_en
https://www.eiopa.europa.eu/publications/opinion-supervisory-reporting-costs-and-charges-iorps_en
https://www.eiopa.europa.eu/system/files/2023-09/EIOPA-BoS-23-341-Advice_IORPII_review.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/system/files/2023-09/EIOPA-BoS-23-341-Advice_IORPII_review.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/publications/opinion-supervision-long-term-risk-assessment-iorps-providing-defined-contribution-schemes_en
https://www.eiopa.europa.eu/publications/opinion-supervision-long-term-risk-assessment-iorps-providing-defined-contribution-schemes_en
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2024/meldung_2024_04_16_Konsultation_Vemoegensverzeichnis_Eintragungen.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2024/kon_03_24_vermoegensverzeichnis_va.html
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NACHHALTIGKEIT 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen – CSRD-Umsetzung und EbAV 

Die aba hat am 19. April 2024 eine Stellungnahme zum BMJ-Referentenentwurf zur nationalen Umsetzung der 

CSRD-Richtlinie eingereicht. Die aba-Stellungnahme ist, gemeinsam mit von anderen Verbänden eingereichten 

Stellungnahmen, auf der Website des BMJ abrufbar.  

Zu Pensionskassen war im BMJ-Referentenentwurf u.a. vorgesehen: 

„Ist das Versicherungsunternehmen eine Pensionskasse gemäß § 232 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgeset-

zes, die nicht in der Rechtsform der Aktiengesellschaft oder Europäischen Gesellschaft betrieben wird, sind § 289 

Absatz 3a, die §§ 289b bis 289e und 289g nur anzuwenden, wenn die Pensionskasse groß im Sinne des § 267 Ab-

satz 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 5 ist und im Jahresdurchschnitt mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigt. …..“ (S. 45). 

Wir unterstützen sehr, dass für Pensionskassen VVaG und Pensionsfonds PFVaG im RefE keine erweiterte Nach-

haltigkeitsberichterstattung vorgesehen ist, sofern diese nicht mehr als 500 Mitarbeiter haben. Im Hinblick auf 

Pensionskassen AG und Pensionsfonds AG halten wir gebuchte Bruttobeiträge zur Bestimmung der Größe weder 

für sinnvoll noch für zwingend. Am zweiten Tag der aba-Jahrestagung 2024 hat Herr Hendrik Sponagel (WTW) 

zum Thema „CSRD-Umsetzung für EbAV – Aufatmen oder Panik?“ gesprochen. Ferner hat die aba im Anschluss 

an die Jahrestagung eine Presseinformation zur nationalen Umsetzung der CSRD veröffentlicht. 

Bis Redaktionsschluss dieses Newsletters (28. Juni 2024) wurde noch kein Regierungsentwurf im Bundeskabinett 

verabschiedet. 

//SD, XK 
 

Greenwashing: EIOPA Opinion & Advice 

Am 30. April 2024 hat die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Alters-

versorgung (EIOPA) eine Opinion on sustainability claims and greenwashing in the insurance and pensions sectors 

veröffentlicht. EIOPA ist der Auffassung, dass ein gemeinsamer Ansatz der nationalen Aufsichtsbehörden zur Auf-

sicht von Nachhaltigkeitsbehauptungen („sustainability claims“) und Greenwashing nötig ist, da immer mehr An-

bieter von Versicherungs- und Rentenprodukten (einschließlich Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung) 

sich selbst bzw. angebotene Produkte als nachhaltig vermarkten. Hierbei kann es durch irreführende Nachhaltig-

keitsbehauptungen zu Greenwashing kommen. 

Greenwashing wird von den Europäischen Aufsichtsbehörden (ESAs, zu denen neben EIOPA noch die Europäische 

Bankenaufsichtsbehörde (EBA) sowie Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) zählen) defi-

niert als „eine Praxis, bei der nachhaltigkeitsbezogene Aussagen, Erklärungen, Handlungen oder Mitteilungen das 

zugrunde liegende Nachhaltigkeitsprofil eines Unternehmens, eines Finanzprodukts oder einer Finanzdienstleis-

tung nicht klar und deutlich widerspiegeln. Diese Praxis kann für Verbraucher, Investoren oder andere Marktteil-

nehmer irreführend sein“ (aus dem Englischen übersetzt). 

EIOPA definiert den Begriff „Nachhaltigkeitsbehauptung“ als jegliche Behauptung mit Bezug auf das Nachhaltig-

keitsprofil einer Entität bzw. eines Produkts. Dies umfasst z. B. gesetzliche Offenlegungsanforderungen, Websi-

tetexte, Werbebroschüren, Social Media Posts, Zertifikate und Produktnamen. Zu Irreführungen kann es hierbei z. 

B. durch selektive oder fehlende Offenlegungen, mangelhafte Klarheit, fehlende Begründungen, veraltete Infor-

mationen und auch irreführende Bilder und Töne kommen. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_CSRD_UmsG.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?toc=OJ%3AL%3A2022%3A322%3ATOC&uri=uriserv%3AOJ.L_.2022.322.01.0015.01.DEU
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_CSRD_UmsG.html?nn=110518
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2024-05-16-keine-nachhaltigkeitsberichterstattung-der-unternehmen-csrd-fuer-ebav
https://www.eiopa.europa.eu/document/download/0214c6aa-d3dc-4444-97e3-2088ff995eba_en?filename=Opinion%20on%20sustainability%20claims%20and%20greenwashing%20in%20the%20insurance%20and%20pensions%20sectors_PHI%20signature.pdf&prefLang=de
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Die Opinion legt folgende vier Grundprinzipien fest, welche die nationalen Aufsichtsbehörden bei der Prüfung 

von Nachhaltigkeitsangaben berücksichtigen sollen: 

 Principle 1: Sustainability claims made by a provider should be accurate, precise, and should fairly represent 
the provider’s profile, and/or the profile of its products 

 Principle 2:  Sustainability claims should be substantiated with clear reasoning, facts and  
Processes 

 Principle 3: Sustainability claims and their substantiation should be accessible to the  
targeted stakeholders. 

 Principle 4: Sustainability claims should be kept up to date, and any material change should  
be disclosed in a timely manner and with a clear rationale. 

 

Die aba hat sich intensiv in die Erstellung der Stellungnahme von PensionsEurope zu EIOPAs entsprechendem Kon-

sultationsprozess eingebracht, in der unter anderem auf die Notwendigkeit einer unterschiedlichen Behandlung 

von kommerziellen Anbietern von Versicherungsprodukten und Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 

hingewiesen wurde.  

Zusätzlich hat EIOPA am 04. Juni 2024 den Advice to the European Commission on greenwashing risks and the 

supervision of sustainable finance policies veröffentlicht. In dem Advice berichtet EIOPA u. a. von einer gemeinsam 

mit nationalen Aufsichtsbehörden durchgeführten Umfrage zur Offenlegungsverordnung (SFDR), an der 10 Einrich-

tungen der betrieblichen Altersversorgung und 89 Versicherungsunternehmen teilgenommen haben. In der Um-

frage wird detailliert erläutert, wie die Anbieter die SFDR auf Unternehmens- und Produktebene einhalten, wobei 

jeder Artikel der Verordnung im Detail betrachtet wird. Es wird darauf hingewiesen, dass die Implementierung von 

Artikel 10 (Transparenz bei der Bewerbung ökologischer oder sozialer Merkmale und bei nachhaltigen Investitio-

nen auf Internetseiten) verbesserungsfähig ist. Ferner unterbreitet EIOPA in dem Dokument eine Reihe von Vor-

schlägen, die darauf abzielen, die Aufsicht über Greenwashing zu verstärken und den Rechtsrahmen für nachhal-

tige Finanzen zu verbessern. 

// XK 
 

Joint ESAs Opinion on the assessment of the Sustainable Finance Disclosure Regulation 
(SFDR)  

Am 18. Juni 2024 haben sich die Europäischen Aufsichtsbehörden (ESA) im Rahmen einer Opinion mit konkreten 
Vorschlägen zur Überarbeitung der Offenlegungs-Verordnung (SFDR) an die Europäische Kommission gewendet.  
 
In der Opinion schlagen die ESA unter anderem vor: 
 Die Einführung eines neuen indikatorenbasierten Produktkategorisierungssystems, welches mindestens die 

Kategorien “Nachhaltigkeit” und “Transition” beinhalten sollte. 

 Die Überarbeitung der prinzipienbasierten Definition nachhaltiger Investitionen in der SFDR sowie diese mit 
dem wissenschaftsbasierten Konzept der Taxonomie für nachhaltige Investitionen in Einklang zu bringen. Fer-
ner soll die Sozialtaxonomie weiterentwickelt werden. 

 Die Entwicklung von Vorgaben für Produkte, die nicht unter die im ersten Spiegelstrich genannten Kategorien 
fallen.  

 Spezifische Vorgaben zur Offenlegung von Principal Adverse Impact (PAI) Indikatoren. 
 Entwicklung von Kriterien zur Bewertung der Nachhaltigkeit von Staatsanleihen.  
 
Unterstützt von der aba hatte der europäische Verband der betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope im 
Dezember 2023 eine Stellungnahme zur Überarbeitung der Offenlegungs-Verordnung eingereicht (siehe auch 
bAV-Update 4/2023). Es ist noch unklar, wann die Kommission ein konkretes Konzept zur Überarbeitung der Of-
fenlegung-VO vorstellen wird. 

// XK 

https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/Final-PensionsEuropes-response-to-EIOPAs-consultation-on-greenwashing-.pdf
https://www.eiopa.europa.eu/document/download/c5d52866-1c3f-4913-9e20-5a5f40135efa_en?filename=Final%20Report%20-%20EIOPA%20advice%20to%20the%20European%20Commission%20on%20greenwashing.pdf&prefLang=de
https://www.eiopa.europa.eu/document/download/c5d52866-1c3f-4913-9e20-5a5f40135efa_en?filename=Final%20Report%20-%20EIOPA%20advice%20to%20the%20European%20Commission%20on%20greenwashing.pdf&prefLang=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R2088
https://www.eiopa.europa.eu/publications/joint-esas-opinion-assessment-sustainable-finance-disclosure-regulation-sfdr_en
https://www.eiopa.europa.eu/publications/joint-esas-opinion-assessment-sustainable-finance-disclosure-regulation-sfdr_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32019R2088
https://pensionseurope.eu/pensionseurope-answers-the-ecs-targeted-consultation-on-the-sfdr/
https://www.aba-online.de/application/files/5317/0558/5773/20231221_bAV-Update_4_2023.pdf
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IT-ANFORDERUNGEN 

Finanzmarktdigitalisierungsgesetz: DORA-Compliance als Teil der Abschlussprüfung  
zu erwarten 

Der Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens für das Finanzmarktdigitalisierungsgesetz (FinmadiG), in dem das 
VAG im Hinblick auf die DORA-VO geändert werden soll, steht noch aus. Zu diesem liegt bereits seit 24. April 2024 
die Beschlussempfehlung des Finanzausschuss des Deutschen Bundestags vom 24. April 2024 vor (BT-Drs. 
20/11178). Da ein anderslautender Initiativantrag der CDU/CSU-Fraktion (vgl. Seite 218) keine Mehrheit gefunden 
hat, ist es bei der bereits im Regierungsentwurf (BT-Drs. 20/10280) vorgesehenen Erweiterung der Pflichten des 
Abschlussprüfers in Art. 35 Abs. 1 VAG geblieben.  
 
Die neu eingefügte Nr. 10 sieht künftig die Prüfung der Einhaltung nahezu aller materieller Vorgaben der DORA-
Verordnung zum Gegenstand der Abschlussprüfung vor. Damit ist zu erwarten, dass den Wirtschaftsprüfern künf-
tig auch im Hinblick auf DORA eine wichtige Rolle zukommen wird. Eine Konkretisierung der Prüfpflichten, etwa 
in Form eines Prüfungshinweises des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW), ist zu erwarten. 

// SD, AZ 
 

Vorbereitung auf die DORA-Anwendung (1): Abschluss der vierteiligen aba-Workshop-Reihe 

Anfang Juni 2024 fand eine vierteilige Workshop-Reihe der aba zur Vorbereitung von EbAV auf die Anwendung der 
DORA-Verordnung ihren Abschluss. Knapp 50 Personen aus unterschiedlichen EbAV nahmen an allen vier Work-
shops teil. Insgesamt (unter Berücksichtigung von Personen, die nur einzelne Workshops gebucht haben) wurden 
55 Verantwortliche in EbAV für die DORA-Anwendung erreicht. 
 
Die grundlegenden Vorträge der vier Veranstaltungen lieferten jeweils Rüdiger Giebichenstein und Dirk Klevenhaus 
(PwC), die mit ihren sehr guten Vorträgen einen systematischen Überblick über die Anforderungen der Verordnung 
und die absehbaren Level-II-Regulierungen gaben.  
 
Die Veranstaltungsreihe hatte folgende Schwerpunkte: 
 14.03.2024, Workshop I: VAIT-Rundschreiben und DORA: Gap-Analyse und Handlungsbedarfe, Grundlagen 

des IKT-Risikomanagements 
 09.04.2024, Workshop II: Praktische Fragen des IKT-Risikomanagements 
 07.05.2024, Workshop III: Drittparteienmanagement 
 04.06.2024, Workshop IV: Weitere Fragen der DORA-Umsetzung: IT-Vorfälle und Meldeverpflichtungen, Tes-

ten der digitalen operationellen Resilienz 
 
Ausblick: Europäische und nationale Aufsichtsbehörden sowie eine Vielzahl von anderen Verbänden oder Dienst-
leistern bieten derzeit eine Fülle von Veranstaltungen zur Unterstützung der Anwendung des DORA-Regelwerks ab 
17. Januar 2024 an. Zu nennen sind hier unter anderem: 
 
 Die vor wenigen Tagen durchgeführten BaFin Workshops über das Informationsregister am 20./21. Juni 2024. 

Die Folien dieser Veranstaltung sind mittlerweile auf der Veranstaltungsseite abrufbar. Seitens der BaFin 
wurde anlässlich dieser Veranstaltungen angekündigt, dass weitere Workshop im gleichen Format zu andren 
DORA-Aspekten vorbereitet werden, aber noch nicht terminiert sind). 

 Die BaFin IT-Konferenz „Was bedeutet DORA in der Praxis?“ am 26. September 2024 (Anmeldephase voraus-
sichtlich ab Juli). 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/111/2011178.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/111/2011178.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/102/2010280.pdf
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-03-14-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-03-14-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-04-09-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-05-07-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-05-07-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-05-07-digitale-workshop-reihe-it-anforderungen-fuer-ebav-handlungsbedarfe-und-schritte-zur-umsetzung-der-dora-verordnung-ws
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2024/meldung_2024_05_28_Dora_Informationsregister.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/DORA_Inforegister.html;jsessionid=0FCAA893D3CD7A0B56EA185F07107324.internet011?nn=19659504
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/240926_BaFin_Konferenz.html
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Voraussichtlich im Herbst 2024, auf jeden Fall nach der BaFin-IT-Konferenz am 26. September, wird die aba bei 
Bedarf auf Basis der Inhalte dieser Veranstaltungen sowie von Rückmeldungen und Fragen aus der aba-Mitglied-
schaft einen weiteren Austausch für EbAV zur DORA-Umsetzung anbieten.  

// SD, AZ 
 

Vorbereitung auf die DORA-Anwendung (2): Erste finale technische Regulierungsstandards 
liegen vor 

Am 25. Juni 2024, knapp sieben Monate vor der Anwendbarkeit der DORA-Verordnung, wurden im Amtsblatt der 
EU erste offizielle, in alle Amtssprachen der EU übersetzten Texte technische Regulierungsstandards (RTS) zur 
Anwendung der DORA-Verordnung veröffentlicht: 
 

• RTS über den IKT-Risikomanagementrahmen (Art. 15) bzw. den vereinfachten IKT-Risikomanagementrahmen 
für kleinere Finanzunternehmen (Art. 16 Abs. 3); 

• RTS zu Kriterien für die Klassifizierung von IKT-bezogenen Vorfällen (Art. 18 Abs. 3); 

• RTS zur Leitlinie in Bezug auf die Nutzung von IKT-Dienstleistungen von kritischen oder wichtigen Funktionen 
(Art. 28 Abs. 10). 

 
Die Level-II- und Level-III-Regulierungsakte (technische Regulierungsstandards, englisches Kürzel: RTS, technische 
Durchführungsstandards, englisches Kürzel ITS sowie Leitlinien) wurden in zwei „Paketen“ vorbereitet. Das erste 
Paket wurde Mitte 2023 und das zweite Anfang 2024 als (englischsprachige) Entwürfe der Europäische Aufsichts-
behörden (ESA) veröffentlicht und zur Konsultation gestellt. Unter Berücksichtigung der Konsultationsantworten 
finalisierte (ebenfalls nur englischsprachige) Entwürfe wurden im Januar 2024 von den ESA and die Kommission 
übermittelt. Die Lieferung finaler ESA-Entwürfe für das zweiten Paket steht für den 17. Juli 2024 an. Bevor diese 
Entwürfe im Amtsblatt veröffentlicht werden, müssen sie von der Kommission geprüft und, nach einer Beteiligung 
von Rat und Europäischem Parlament, gebilligt werden.  
 
Ausstehend aus dem ersten Paket ist der ITS über das Informationsregister (Art. 28 Abs. 9 DORA-VO). Als Begrün-
dung für die Verzögerung wurden seitens der KOM mittlerweile noch andauernde Übersetzungsarbeiten genannt, 
die sich bis September 2024 hinziehen könnten.  
 
Den Prozess der Billigung durch die Kommission werden in den kommenden, mindestens drei Monaten Level-II- 
und Level-III-Regulierungsakte durchlaufen (Hinweis: Anstelle einzelner Links folgt ein pauschaler Hinweis auf die 
DORA-Themenseite der BaFin, wo Aktualisierungen, einschließlich der jeweils aktuellen Links, zeitnah und syste-
matisch vorgenommen werden):  
 
 RTS zu Threat Led Penetration Testing (Art. 26 Abs.11); 
 RTS zur Spezifizierung von Elementen bei der Untervergabe von kritischen oder wichtigen Funktionen (Art. 

30 Abs. 5); 
 RTS zur Festlegung der Meldung schwerwiegender IKT-Vorfälle (Art. 20.a); 
 ITS zur Festlegung der Einzelheiten der Berichterstattung über größere IKT-bezogene Vorfälle (Art. 20.b); 
 RTS zur Harmonisierung der Voraussetzungen für die Durchführung der Überwachungstätigkeiten (Art. 41); 
 Leitlinien für die Zusammenarbeit zwischen den ESA und den nationalen Aufsichtsbehörden hinsichtlich der 

Struktur der Überwachung (Art. 32 Abs. 7). 
 
Angesichts der kürzer werden Vorbereitungszeit und des Fehlens einer Übergangsregelung im Zeitraum ab 17. 
Januar 2024 empfehlen BaFin und EIOPA-Vertreter auf Informationsveranstaltungen und Workshops einvernehm-
lich, die Vorbereitungen auf Basis der jeweils aktuellen Entwürfe voranzutreiben. Umfangreiche Änderungen seien 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr zu erwarten. 
 

// SD, AZ 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401774
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401774
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401773
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401773
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_202401773
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/DORA/DORA_node.html
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Vorbereitung auf die DORA-Anwendung (3): BaFin-Aufsichtsmitteilung zu erwarten 

Die BaFin bereitet derzeit eine Aufsichtsmitteilung vor, die mit dem Titel „Aufsichtsmitteilung – Umsetzungshin-
weise zur DORA-Implementierung“ noch im Lauf des Sommers 2024 auf der BaFin-Homepage veröffentlicht wer-
den soll. 
 
Es handelt sich dabei um die zentralen Arbeitsergebnisse der von Sommer 2023 bis Anfang 2024 von BaFin und 
Bundesbank einberufenen sog. Mapping-Arbeitsgruppen, an denen Verbände, Unternehmen und Versorgungsein-
richtungen aus dem Anwendungsbereich der aktuell gültigen VAIT-/BAIT-/KAIT-/ZAIT-Rundschreiben (sog. xAIT) be-
teiligt waren, unter ihnen auch Vertreter der aba. 
 
Es ist zu erwarten, dass sich die Mitteilung an der Kapitelstruktur der bestehenden xAIT-Rundschreiben orientiert. 
Inhaltich wird die Veröffentlichung Hinweise darauf geben, wo es zwischen dem DORA-Regelwerk und den xAIT 
inhaltliche Entsprechungen gibt und an welchen Stellen durch neue oder systematisch anders ausgestaltete Anfor-
derungen besondere Handlungsschwerpunkte im Vorbereitungsprozess entstehen.  
 
Die bisherigen xAIT-Rundschreiben werden aller Voraussicht nach, so zumindest laut übereinstimmenden Äuße-
rungen von BaFin-Vertretern bei diversen Veranstaltungen, am 17. Januar 2025 außer Kraft treten.  

// AZ 
 

FIDA-Verordnung: Tauziehen um Einbeziehung von EbAV dauert an 

Inwieweit werden Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) in den Geltungsbereich der geplanten 
Verordnung über einen Rahmen für den Zugang zu Finanzdaten (FIDA-VO-Vorschlag) einbezogen? Der Vorschlag 
der EU-Kommission (KOM) vom Juni 2023 sah eine Einbeziehung von EbAV in den Anwendungsbereich vor. Die 
politische Diskussion über die Richtigkeit dieses Vorschlags dauert aber an. Nach der Konstituierung des neu ge-
wählten EU-Parlaments sowie nach Wahl und Ernennung einer neuen EU-Kommission ist mit einer nahtlosen Fort-
setzung des Gesetzgebungsverfahrens auf dem bis Juni 2024 erreichten Verhandlungsstand zu rechnen.  
 
Die aba hat die im KOM-Vorschlag vorgesehene Einbeziehung von EbAV von Anfang an kritisch beurteilt (vgl. u.a. 
das Positionspapier von Dezember 2023). Gemeinsam mit PensioPlus (Belgien) und dem Pensionsverband (Öster-
reich) haben wir im Frühjahr 2024 konkrete Änderungsvorschläge verschiedenen Abgeordneten des federführen-
den ECON-Ausschusses des Europäischen Parlaments unterbreitet.  
 
Zentrale Anliegen der drei Verbände fanden Gehör: ECON hat am 18. April 2024 einen Bericht u.a. mit folgender 
Änderung des Anwendungsbereichs verabschiedet: Artikel 2 Absatz 1 des KOM-Vorschlags, der den Anwendungs-
bereich nach Datenarten definiert, bezieht Daten aus Betriebsrentensystemen im Sinne der EbAV-II oder Solvency-
II-Regelung nur noch insoweit ein, als die Träger „für alle interessierten Kunden zugänglich“ sind. Ausgenommen 
werden ferner Daten über die Absicherung von Gesundheitsrisiken. Im maßgeblichen englischsprachigen Wortlaut 
lautet dies wie folgt, Änderungen sind gegenüber dem KOM-Vorschlag fett wiedergegeben: „c) pension rights in 
occupational pension schemes, in accordance with Directive 2009/138/EC and Directive (EU) 2016/2341 of the 
European Parliament and of the Council that are accessible for all interested consumers, with the exception of 
data related to sickness and health cover of a member or beneficiary;” 
 
Analog geändert wurde im ECON-Bericht Artikel 2 Absatz 2, der den Anwendungsbereich institutionell fasst und 
im KOM-Vorschlag EbAV ohne Einschränkungen einschließt. Im verabschiedeten ECON-Bericht heißt es nunmehr 
“(k) institutions for occupational retirement provision (IORP) that are accessible for all interested consumers, ex-
cluding small IORP as referred to in Article 5 of Directive (EU) 2016/2341”  
 
Faktisch würde dies aus Sicht der aba-Geschäftsstelle dazu führen, dass sich die komplette bAV in Deutschland 
nicht im Anwendungsbereich der Verordnung befände.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52023PC0360
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/hintergruende/2023-12-15-fida-verordnung-aba-veroeffentlicht-positionspapier-ep-berichterstatter-legt-berichtsentwurf-vor


|2024 2 

 

   
14 Erscheinungsdatum: 28. Juni 2024 

Bei parallelen Arbeiten in der Ratsarbeitsgruppe unter belgischer Ratspräsidentschaft unterstützte die Bundesre-
gierung den vorgenannten Standpunkt. Dies bekräftigte der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Florian Toncar, 
MdB im Mai 2024 sowohl in einem Brief an die aba sowie in seinem Redebeitrag während des ersten Tages der 
aba- Jahrestagung (14. Mai 2024), bei der die Frage von Zugriffsrechten auf Betriebsrentendaten als ein Schwer-
punktthema behandelt wurde. Die Position der Bundesregierung erfuhr offenbar Unterstützung von noch weite-
ren EU-Mitgliedstaaten. Am 19. Juni 2024 wurde ein Fortschrittsbericht zu den Ratsverhandlungen bekannt, der 
einen fortbestehenden Diskussionsbedarf in der Frage der Einbeziehung von EbAV festhält. Als mögliche Änderung 
von Art. 2 Absatz 1 des Verordnungsvorschlags wird eine Formulierung festgehalten, die sich eng an den ECON-
Vorschlägen orientiert “c) pension rights in officially recognised occupational pension schemes, in accordance with 
Directive 2009/138/EC and Directive (EU) 2016/2341 of the European Parliament and of the Council insofar as they 
are accessible for all interested consumers, with the exception of data related to sickness and health cover of a 
member or beneficiary“. 
 

// SD, AZ 
 

Digitale Rentenübersicht (1): BMAS und ZfDR drängen auf Einhaltung des Zeitplans 

Fünf Monate nach Inkrafttreten der Rentenübersichtsanbindungsverordnung machen das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) und die Zentrale Stelle für die Digitale Rentenübersicht (ZfDR) zunehmend ihre politi-
sche Erwartung deutlich, dass der Zeitplan für die Anbindung von Vorsorgeeinrichtungen eingehalten werden soll. 
 
 Bereits am 31. März 2024 lief die Frist zur Registrierung anbindungspflichtiger Vorsorgeeinrichtungen (im 

bAV-Bereich: Direktversicherungen, Pensionskassen, Pensionsfonds) bei der ZfDR aus. Kontaktaufnahmen mit 
zu diesem Zeitpunkt noch „säumigen“ Vorsorgeeinrichtungen in Form von Erinnerungsschreiben der ZfDR 
sind zum Teil bereits erfolgt. Auch das BMAS behält sich Kontaktaufnahmen vor. Nach Erkenntnissen der aba-
Geschäftsstelle sind EbAV, die aba-Mitglied sind, mittlerweile vollständig registriert. Allerdings fehlen zu eini-
gen Registrierungen noch die erforderlichen Mindestangaben für die technische Anbindung. 

 Bis 30. September 2024 muss auch die technische Anbindung abgeschlossen sein. Das heißt, die automati-
sierte Serverkommunikation muss etabliert sein. Hier besteht noch Handlungsbedarf bei einigen Vorsorge-
einrichtungen der zweiten Säule. 

 Bis 31. Dezember 2024 muss dann auch eine vollständige Antwortfähigkeit also für alle Anwärter und Anwär-
terbestände gegeben sein. 

 
Als zeit- und arbeitsintensiv im Anbindungsprozess hat sich in den letzten Monaten insbesondere die Installation 
von Sicherheitszertifikaten, die erstmalige Etablierung einer störungsfreien automatisierten Serverkommunika-
tion und die Durchführung der im Kommunikationshandbuch definierten Testfälle erwiesen. Hier hat die ZfDR 
reagiert und Ende April 2024 eine automatisierte Testmöglichkeit vorgestellt, die sowohl bei der ZfDR selbst als 
auch bei der Vorsorgeeinrichtungen Zeit und Aufwand sparen und Engpasssituationen im Falle eines großen „An-
drangs“ anbindungswilliger Vorsorgeeinrichtungen im Spätsommer oder Herbst 2024 entgegenwirken soll. Hier-
über informiert u.a. der ZfDR-Newsletter 1/2024. Wichtige technische Dokumente (Kommunikationshandbücher, 
Datenbeschrei-bungen, Angaben zu Zertifikaten etc.) in jeweils aktueller Form finden Vorsorgeeinrichtungen hier. 

 
//AZ 

 

Digitale Rentenübersicht (2): Erleichterung bei der Anfrage der Steuer-ID, Änderungen bei 
der Finanzierung 

In den letzten Wochen sind Pläne der Bundesregierungen für Änderungen am Rentenübersichtsgesetz bzw. an 
wichtigen gesetzlichen Rahmenbedingungen der Digitalen Rentenübersicht bekannt geworden. Laut dem am 5. 
Juni 2024 verabschiedeten Regierungsentwurf zum Jahressteuergesetz 2024 soll in § 22 Nr. 5 Satz 2 EStG das Da-
tum der Rechtsverordnung über die obligatorische Anbindung an die ZfDR (mittlerweile feststehend für alle 

https://zfdr-vorsorgeeinrichtungen.drv-bund.de/vorsorgeeinrichtungen/vorsorgeeinrichtungen_node.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-06-05-JStG-2024/0-Gesetz.html
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Vorsorgeeinrichtungen, die zur Erteilung mindestens jährlicher Standmitteilungen verpflichtet sind mit dem 1. Ja-
nuar 2025) durch die Datumsangabe „1. Januar 2027“ ersetzt werden. 
 
Die hat folgende Auswirkungen: Für wenigstens zwei weitere Jahre dürfen Vorsorgeeinrichtungen, die am Renten-
bezugsmitteilungsverfahren teilnehmen (Direktversicherungen, Pensionskassen, Pensionsfonds), das maschinelle 
Anfrageverfahren für die Abfrage der Steuernummer beim Bundeszentralamt für Steuern ohne Einschränkungen 
weiter nutzen. Zwar ist eine Weiternutzung auch nach der noch gültigen Rechtslage auch nach dem Januar 2025 
für Zwecke der Digitalen Rentenübersicht noch möglich, aber nur für den bis 1. Januar 2025 (dem Datum des Wirk-
samwerdens der Anbindungspflicht) gebildeten Bestand. Jetzt kann das Abfrageverfahren für die Dauer von we-
nigstens zwei Jahren auch für das „Neugeschäft“ bzw. für Neuzusagen ab 1. Januar 2025 genutzt werden. Direkt-
versicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds erhalten also zwei Jahre mehr Zeit für die Entwicklung eines 
funktionierenden Prozesses zur Erhebung der Steuer-ID, die für eine Begründung einer Versorgungszusage norma-
lerweise nicht benötigt wird.  
 
Drei weitere geplante Änderungen unmittelbar am Rentenübersichtsgesetz wurden am 19. Juni 2024 mit der Ver-
öffentlichung der „Formulierungshilfe“ des Bundesjustizministeriums für die Beratungen im Bundestag über das 
Bürokratieentlastungsgesetz IV bekannt. 
 
Im Artikel 63 des Gesetzes ist u.a. der Vorschlag für eine Erweiterung des § 8 RentÜG enthalten. Dort ist derzeit 
lediglich geregelt, dass die ZfDR „bei der Deutschen Rentenversicherung Bund“ eingerichtet ist. Die Vorschrift soll 
nun erweitert werden um „die Feststellung, dass die „Deutsche Rentenversicherung Bund die Aufgabe“ habe, „das 
Portal zu betreiben, die Digitale Rentenübersicht den Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung zu stellen und diese 
weiterzuentwickeln“.  
 
Die Regelung in § 8 Absatz 2 RentÜG über eine (volle) Erstattung der Kosten, die für eine Erfüllung der Aufgaben 
aus dem Gesetz resultieren, wird ersetzt. Der neu vorgeschlagene Wortlaut für den Absatz 2 sieht eine ansteigende 
Beteiligung des Bundes an den Verwaltungsaufwendungen in Höhe von 6,8 Millionen Euro (2024), 7,9 Millionen 
(2025) und gleichbleibend 8,7 Millionen (ab 2026) vor. Die Gesetzesbegründung führt aus, dass die Beteiligung 
„dabei nicht die tatsächlich entstandenen Verwaltungsaufwendungen der Deutschen Rentenversicherung Bund für 
die Aufgaben nach diesem Gesetz“ übersteigt. Die Möglichkeit einer langfristigen Unterschreitung dürfte daher 
gegeben sein, vor allem, wenn der Betrag dauerhaft nicht über die aktuelle Höchstgrenze von 8,7 Millionen hinaus 
erhöht wird. 
 
Das heißt, die Deutsche Rentenversicherung, die zugleich Betreiberin aber auch selbst angeschlossene Vorsorge-
einrichtung ist, könnte also künftig einen Teil der laufenden Kosten aus eigenen Haushaltsmitteln aufbringen müs-
sen. Sie kann darüber hinaus, so die Begründung, eigene Mittel auch „passgenau“ für den/die „nutzendenzentrier-
ten“ Ausbau bzw. Weiterentwicklung einsetzen. Diskussionen über eine Beteiligung anderer Vorsorgeeinrichtun-
gen an den laufenden Kosten der Digitalen Rentenübersicht gibt es aber aktuell nicht. 
 
Eine weitere Änderung betrifft die Definition „erreichbarer Ansprüche“. Deren Definition beinhaltet die Annahme 
einer planmäßigen Fortführung bzw. weiterer Beitragszahlungen. Ansprüche aus dauerhaft ruhenden oder bei-
tragsfrei gestellten Vorsorgeverträgen können daher im Moment nur unter „erreicht“ subsummiert werden. Dies 
hat zur Folge, dass Altersvorsorgeansprüche, zu denen nur „erreichte“ Anwartschaftsbeträge im o.g. Sinne vorlie-
gen, an bestimmten Stellen der Digitalen Rentenübersicht nicht dargestellt werden können. Momentan betrifft 
dies unter anderem die so genannte „Landing Page“. Auf ihr werden, noch vor der Gesamtübersicht mit allen von 
der Vorsorgeeinrichtung übermittelten Werte, nur der bei planmäßiger Fortführung des Vertrags (einschließlich 
weiterer Beitragszahlungen) unter realistische Annahmen erreichbaren Werte dargestellt werden, also der sog. 
erreichbar-prognostizierte Wert. Eine Änderung von § 2 Nr. 5 RentÜG soll nun dafür sorgen, dass wenn “ein weite-
rer Erwerb von Ansprüchen insbesondere aus vertraglichen oder versicherungsrechtlichen Gründen nicht vorgese-
hen oder zu erwarten“ ist, „die erreichbaren Altersvorsorgeansprüche den erreichten Altersvorsorgeansprüchen“ 
entsprechen sollen. 

// AZ 
 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/0619_BEG_IV_FormH.html
https://www.gesetze-im-internet.de/rent_g/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/rent_g/__2.html
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VERSCHIEDENES 

Rückblick auf die aba-Jahrestagung und den Info-Tag Versorgungsausgleich 

Am 14. und 15. Mai 2024 fand in Berlin die 86. aba-Jahrestagung statt, an der ca. rund 650 Mitglieder und Gäste 
(davon etwa 100 online) teilnahmen. Veranstaltungsberichte, Fotos und Videos finden Sie auf unserer Website. 
 
Politisch wurde die Tagung durch drei Presseinformationen zu politische Schwerpunktthemen begleitet, die, auf 
ihrem mittlerweile erreichten aktuellen Stand, auch in weiteren Artikeln der Ausgabe 2/2024 des Newsletters 
bAV-Update behandelt werden: 
 
 Chancen nutzen - ganzheitliche Reform der Altersvorsorge unverzüglich angehen! 
 Digitale Rentenübersicht für den säulenübergreifen Überblick zur Altersversorgung - FIDA zur Auswahl für 

Finanzprodukte! 
 Keine Nachhaltigkeitsberichterstattung der Unternehmen (CSRD) für EbAV 
 
Der Bericht des Vorsitzenden Dr. Georg Thurnes zur Lage wurde, für Mitglieder einsehbar, in der am 15. Juni 
2024 BetrAV-Ausgabe 4/2024 dokumentiert. Eine Reihe von Fachvorträgen bei den gemeinsamen Tagungen 
zweier Gruppen von Fachvereinigungen (Direktzusage / Unterstützungskasse/Mathematische Sachverständige 
sowie Direktversicherung/Öffentlich-rechtliche Versorgungseinrichtungen / Pensionsfonds / Pensionskasse wird, 
beginnend mit der Ausgabe 5/2024 zum Gegenstand von Abhandlungen in kommenden Ausgaben der Verbands-
zeitschrift BetrAV werden.  
 
Am 23. April 2024 fand der Infotag Versorgungsausgleich statt, der auch in diesem Jahr virtuell durchgeführt 
wurde. Den 130 Teilnehmer wurde wieder ein reichhaltiges Programm geboten. Behandelt wurden offene Fragen 
in Bezug auf den Anwendungsbereich des Versorgungsausgleichs bei betrieblichen Versorgungsanrechten, der 
Umgang mit verschwiegenen und vergessenen Anrechten und der Ausgleich von Kapitalzahlungen. Weitere Vor-
träge widmeten sich der Anwendung des Leistungsverbots des § 29 VersAusglG bei Kapital- und Ratenzahlungen, 
Einzelfragen des Versorgungsausgleichs bei Gesellschaftergeschäftsführern, dem Umgang mit Risikoleistungen so-
wie aktuariellen Fragestellungen.  

// AZ 

 

BaFin-Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht 2024 

Die BaFin-Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht 2024 findet am 20. November 2024 in Bonn statt. Nähere 

Infos inkl. Programm und Anmeldeformular sind für „Mitte August“ angekündigt. 
// SD, XK 

 
PensionsEurope Annual Conference 2024 
 
Am 25. April 2024 veranstaltete der europäische Verband der betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope 

seine jährlich stattfindende Annual Conference. Co-Gastgeber der diesjährigen Konferenz mit dem Titel „Good 

Future for Funded Pensions“ war unser belgischer Partnerverband PensioPlus, entsprechend fand die Konferenz 

in Brüssel statt. Ein ausführlicher Veranstaltungsbericht ist auf der aba-Website abrufbar.    

// XK 

 

https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2024-05-14-chancen-nutzen-ganzheitliche-reform-der-altersvorsorge-unverzueglich-angehen
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2024-05-15-digitale-rentenuebersicht-fuer-den-saeulenuebergreifen-ueberblick-zur-altersversorgung-fida-zur-auswahl-fuer-finanzpr
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2024-05-15-digitale-rentenuebersicht-fuer-den-saeulenuebergreifen-ueberblick-zur-altersversorgung-fida-zur-auswahl-fuer-finanzpr
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2024-05-16-keine-nachhaltigkeitsberichterstattung-der-unternehmen-csrd-fuer-ebav
https://www.aba-online.de/infothek/zeitschrift-betrav/einzelausgaben/2024-06-15-betrav-ausgabe-42024-erschienen
https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2024-04-23-digitaler-infotag-versorgungsausgleich-tva24
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veranstaltungen/DE/241120_Jahreskonferenz_der_Versicherungsaufsicht_in_Bonn.html;jsessionid=7F4219EA75CBAF2A745B568405C663F2.internet942?nn=19659504
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2024-05-08-pensionseurope-annual-conference-2024
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PensionsEurope Publikation „Road to DC: Understanding the Shift” 

Am 25. April 2024 hat der europäische Verband der betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope den Bericht 

„Road to DC: Understanding the Shift“, welcher in digitaler Form auf der PensionsEurope-Website abrufbar ist, 

veröffentlicht. In der Publikation, an deren Erstellung die aba maßgeblich beteiligt war, wird der Übergang von 

leistungs- zu beitragsorientierten (Betriebs-)Renten in den meisten EU-Mitgliedstaaten analysiert. 

// XK 
 

PensionsEurope Publikation „Europe needs progress in pensions“ 

In der am 3. Juni 2024 veröffentlichten Publikation „Europe needs progress in pensions – PensionsEurope’s 2024-

2029 policy priorities for the new European Parliament and European Commission“ legt der europäische Verband 

der betrieblichen Altersversorgung PensionsEurope dar, wie die Verbreitung der kapitalgedeckten Altersversor-

gung in der kommenden EU-Legislaturperiode vorangebracht werden kann. Das Dokument, an dessen Erstellung 

die aba intensiv beteiligt war, geht unter anderem auf die besondere soziale Funktion von Altersversorgungsein-

richtungen ein, die bei deren Einbeziehung in horizontale Finanzmarktregulierung stärker berücksichtigt werden 

muss. 

// XK 

2024 Pension Adequacy Report der EU-Kommission 

Der Pension Adequacy Report wird im dreijährigen Rhythmus von der EU-Kommission und dem Ausschuss für So-

zialschutz (SPC) veröffentlicht. Sein Ziel ist die Erstellung einer aktuellen und zukunftsorientierten Analyse zur An-

gemessenheit der Rentensysteme der Mitgliedstaaten. Hauptsächlicher Fokus des Berichts sind Rentensysteme 

der ersten Säule. Die drei Jahre vor der Veröffentlichung des aktuellen „The 2024 Pension Adequacy Report“  waren 

von außergewöhnlichen Herausforderungen für die europäischen Gesellschaften und Volkswirtschaften geprägt: 

Die COVID-19-Pandemie, gefolgt von einer Phase hoher Inflation und steigenden Energiekosten. Gleichzeitig blie-

ben mit Megatrends wie der sich ändernden demographischen Struktur der EU und einer sich im Wandel befin-

denden Arbeitswelt verbundene Herausforderungen weiterhin aktuell.   

Der Bericht kommt zu folgenden zentralen Schlussfolgerungen: 

 Die relative Einkommensarmut unter Rentnern steigt, trotz geringer werdender materieller und sozialer De-
privation. 

 Seitens der Mitgliedstaaten werden weiterhin Maßnahmen getroffen, um die Angemessenheit von Altersein-
kommen zu gewährleisten, aber die Herausforderungen für die Zukunft bleiben beachtlich. 

 Rentensysteme schützen Bedürftige, aber es bleiben Lücken. 
 Anhaltende Ungleichheiten stellen Herausforderungen für die Rentenpolitik dar. 
 Die Rentensysteme der EU-Mitgliedstaaten haben in Zeiten von Krisen Resilienz bewiesen 

// XK 
 
 
 

https://pensionseurope.eu/pensionseurope-report-road-to-dc-understanding-the-shift/
https://pensionseurope.eu/europe-needs-progress-in-pensions-pensionseuropes-2024-2029-policy-priorities-for-the-new-european-parliament-and-european-commission/
https://pensionseurope.eu/europe-needs-progress-in-pensions-pensionseuropes-2024-2029-policy-priorities-for-the-new-european-parliament-and-european-commission/
https://www.consilium.europa.eu/en/council-eu/preparatory-bodies/social-protection-committee/#:~:text=of%20the%20EU.-,Role,protection%20policies%20in%20member%20states.
https://www.consilium.europa.eu/en/council-eu/preparatory-bodies/social-protection-committee/#:~:text=of%20the%20EU.-,Role,protection%20policies%20in%20member%20states.
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/c854e35f-2eb1-11ef-a61b-01aa75ed71a1/language-en
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TAGUNGEN 

18. September 2024 Tagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige, Mannheim 
Dorint Hotel Mannheim und im Live-Stream 
 

25. September 2024 Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV“, Bonn 
Hotel Collegium Leoninum Bonn und im Live-Stream 
 

26. September 2024 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen, Bonn 
Hotel Collegium Leoninum Bonn und im Live-Stream 
 
 

SAVE THE DATE   

18. März 2025 Forum Steuerrecht, Mannheim 

19. März 2025 Forum Arbeitsrecht, Mannheim 

13./14. Mai 2025 87. aba-Jahrestagung, Berlin 

25. September 2025 Herbsttagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige, Königswinter 

30. September 2025 Tagung „Aufsichtsrecht für EbAV“, Bonn 

01. Oktober 2025 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen, Bonn 
 

  
 
 

  

Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
Dr Sabine.Drochner@aba-online.de  
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de  
XK Xaver.Ketterl@aba-online.de 
MK Markus.Klinger@aba-online.de 
AZ Andreas.Zimmermann@aba-online.de 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/tagungen/alle-tagungen/2024-09-18-herbsttagung-der-fachvereinigung-mathematische-sachverstandige-ms24
https://www.aba-online.de/index.php?cID=2803
https://www.aba-online.de/index.php?cID=2804
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SEMINARE 

 

26. bis 30. August 2024 
Kassel 

09. bis 13. September 2024 

Dortmund 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

01. bis 05. Juli 2024 
Erfurt 

02. bis 06. September 
Dortmund 

Systematische Einführung in das Steuerrecht der  
betrieblichen Altersversorgung 
Grundlagen-/Wochenseminar 

 

08. bis 09. Juli 2024 
Unterhaching - AUSGEBUCHT 

21. bis 22. Oktober 2024 
Unterhaching 

Pensionskasse: Fortbildung für Mitarbeiter, Vorstände und 
Aufsichtsräte 
Vertiefungsseminar 

 

17. bis 19. September 2024 
Würzburg - WARTELISTE 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersversorgung 
Vertiefungsseminar 

 

28. bis 31. Oktober 2024 
Ort offen - WARTELISTE 

Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung 
Basisseminar mit Workshop  

 
Weitere Termine, Informationen und Anmeldung für unsere Veranstaltungen unter: www.aba-online.de   
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten er-
scheint am 31. Juli 2024. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitgliederbe-
reich der aba-Website. 
 
 

Systematische  
Einführung in  
das Arbeitsrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Systematische  
Einführung in  
das Steuerrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Pensionskasse: 
Fortbildung  
für Mitarbeiter, 
Vorstände und 
Aufsichtsräte 

Kapitalanlage- 
in der 
betrieblichen  
Altersversorgung 

Grundzüge  
der  
betrieblichen  
Altersversorgung 

aba  Arbeitsgemeinschaft für Verantwortlich: 
betriebliche Altersversorgung e.V. Klaus Stiefermann 
 
Wilhelmstraße 138  I  10963 Berlin Bildnachweis: 
Telefon 030 3385811-0  I  E-Mail  info@aba-online.de shutterstock.com/Rawpixel.com (Titel/Kopf) 

 
© aba e.V. 2024 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-04-15-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar124
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-04-15-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar124
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-04-22-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr124
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-04-22-systematische-einfuehrung-das-steuerrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-sr124
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-10-21-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-spk224
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-10-21-pensionskasse-fortbildung-fuer-mitarbeiter-vorstaende-und-aufsichtsraete-spk224
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-09-17-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap24
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2024-10-28-grundzuege-der-betrieblichen-altersversorgung-sbav224
http://www.aba-online.de/
mailto:info@aba-online.de
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